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Der „gemeine Mann“ stand auf im Land

Leider sind elf der zwölf Artikel aus einer Beschwerdeschrift der Bauern aus den Bauernkriegen von 1525 für hessische Lehrkräfte immer noch aktuell. Dies hängt mit der Politik der Eindämmung selbstverständlicher Rechte der Lehrkräfte durch die Hessische Landesregierung am Ende des zwanzigsten und am Beginn des einundzwanzigsten Jahrhunderts und dem Festhalten am dreigliedrigen Schulsystem zusammen.

Wir stellen die Forderungen der Bauern von 1525  möglichen Forderungen hessischer Lehrkräfte von 2007 gegenüber.

	Beschwerdeschrift der Bauern (1525)
	Forderungen hessischer Lehrkräfte 2007?

	Wir bitten demütig, unseren Pfarrer selbst wählen zu dürfen, auch ihn wieder abzusetzen, wenn er sich ungebührlich verhalten sollte.
	Wir bitten beamtenrechtlich ergebenst, unsere Schulleitung selbst wählen zu dürfen. Bei Fachsprecherinnen und Fachsprechern, die auch abgewählt werden können, hat sich das Verfahren bewährt.

	Den rechten Zehnt wollen wir gerne geben. Davon soll der Unterhalt des Pfarrers bestritten, der Rest an Bedürftige verteilt werden.
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	Es ist bisher der Brauch gewesen, dass man uns für Eigenleute gehalten hat, was zum Erbarmen ist, in Anbetracht dessen, dass uns Christus alle erlöst hat, den Hirten ebenso wie den Höchsten … Darum ergibt sich aus der Schrift, dass wir frei sind, und deshalb wollen wir’s sein.
Nicht, dass wir völlig frei sein und keine Obrigkeit haben wollen, das lehrt uns Gott nicht …
	„Jedermann hat das Recht, seine Meinung frei und öffentlich zu äußern. Dieses Recht darf auch durch ein Dienstverhältnis nicht beschränkt werden, und niemand darf ein Nachteil widerfahren, wenn er es ausübt.“ Artikel 11 der Hessischen Verfassung muss auch für Beamte gelten genau wie Artikel 29 – „das Streikrecht wird anerkannt“.
Nicht, dass wir keine Staatsdiener mehr sein wollen, das lehren uns die Verfassungsnormen nicht.

	Jedermann soll freie Nutzung von Jagd und Fischfang haben.
	Jedem Kind, jeder Frau und jedem Mann soll, gemäß Art. 59 unserer Hessischen Landesverfassung, der vom Geldbeutel und Geburtsglück unabhängige Zugang zu allen Bildungseinrichtungen kostenfrei möglich sein. 

	…
	…

	Die harten Dienstleistungen sollen auf das Maß unserer Eltern zurückgeführt werden.
	Die Pflichtstundenerhöhungen sollen zurückgenommen werden.

	Ein Vertrag zwischen Herren und Bauern soll die Dienstleistungen regeln.
	Statt gutsherrschaftlicher Edikte des Herrn Koch soll ein Vertrag die Dienstleistungen der Beamtinnen und Beamten regeln.

	Der Pachtzins soll von ehrbaren Leuten nach Recht und Billigkeit genau festgesetzt werden, damit der Bauer seine Arbeit nicht umsonst tue
	Das Gehalt soll – wie in der Verfassung vorgesehen – in Verhandlungen mit den Gewerkschaften im Sinne unseres Grundgesetzes, das die staatlichen Instanzen verpflichtet,  für die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse im gesamten Bundesgebiet zu sorgen(GG, Art. 106), ausgehandelt werden.

	Es soll nicht nach der Willkür der Gerichtsherren Recht gesprochen werden, sondern nach dem alten geschriebenen Gesetz.
	Die Mitsprache der Personalräte zur Sicherung der Interessen der Lehrerinnen und Lehrer muss in vollem Umfang wiederhergestellt werden.

	Die Gemeindegüter sollen nicht von den Herren angeeignet werden.
	Unsere Schulen und Hochschulen  wurden und werden mit den Steuern Aller erbaut und erhalten. Jede Form der Privatisierung unseres Bildungswesens muss daher gestoppt werden.

	Der Todfall soll ganz abgeschafft werden.
	Die „Unterrichtsgarantie Plus“ muss ganz abgeschafft werden.

	Falls einer oder mehrere unserer Artikel nicht dem Wort Gottes gemäß sind, so wollen wir davon absehen, wenn man uns den Nachweis mit Begründung aus der Schrift führt.
	Falls einer oder mehrere dieser Artikel nicht dem Geist der Hessischen Verfassung gemäß sind, so wollen wir davon absehen, wenn man uns den Nachweis mit Begründung aus der Verfassung führt.


Wer schweigt stimmt zu!
Wir sollten nicht schweigen. Die Ankündigungen der Landesregierung zur Beamtenarbeitszeit und –besoldung sind für uns nicht akzeptabel:

1. Zementierung der Arbeitszeit der Beamtinnen und Beamten auf 42 Stunden – deutlich mehr als in anderen Bundesländern.

2. Die angekündigte Besoldungserhöhung bleibt weit hinter den Regelungen in anderen Bundesländern zurück.
3. Hessen soll langfristig von einer einheitlichen Tarif- und Besoldungsentwicklung in Deutschland abgekoppelt werden.

Wir bitten um Unterstützung unserer anstehenden Aktionen.

Beschwerde der Bauern nach: H. Barge, Der deutsche Bauernkrieg, Teil 1. Leipzig o.J., S. 188 ff
Steuergrafik: Kirchlicher Herausgeberkreis Jahrbuch Gerechtigkeit, Armes reiches Deutschland, Frankfurt 2005, S. 242


















